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Zeitgeschehen im Fokus
Forschen – Nachdenken – Schlüsse ziehen

«Die schweizerische Neutralitätspolitik  
verbindet seit je Herz und Verstand»
«Solidarität mit den Kriegsopfern beider Seiten,  
aber keine Solidarität mit einer der Regierungen der Kriegsparteien»

Interview mit Prof. Dr. Wolf Linder*

Zeitgeschehen im Fokus Seit Be-
ginn des Ukraine-Kriegs hat der 
Bundesrat in der Person von Ignazio 
Cassis verschiedene Bezeichnungen 
für die Neutralität kreiert: «flexible» 
Neutralität, «kooperative» Neutrali-
tät und Ähnliches. Wie definiert sich 
«Neutralität» staatspolitisch?

Prof. Dr. Wolf Linder Es gibt eine 
Neutralität, die völkerrechtlich aner-
kannt ist. Der Leitbegriff ist: keine 
Gewalt des Staates gegen einen an-
deren und keine Unterstützung ei-
ner Kriegspartei. Die Schweiz folgte 
diesem Grundsatz seit 200 Jahren. 
Die Friedensidee ist das Grundle-
gende der Neutralität. Die Spezifi-
zierungen sind weniger wichtig als 
die konkrete Neutralitätspolitik, die 
nicht immer einfach war. 

Muss sich der neutrale Staat nicht 
an die Haager Abkommen über die 
Neutralität halten?

Die Haager Abkommen gelten 
selbstverständlich immer noch, 
sind aber weniger von Bedeutung, 
weil von der Uno das Neutralitäts-
recht weiterentwickelt worden ist, 
was in der Uno-Charta kulminiert. 
Das Entscheidende bleibt die Frage 
der konkreten politischen Ausge-
staltung.

Eine Volksinitiative will die Neutrali-
tät in der Verfassung verankern, die 
dem Bundesrat vorschreibt, die nö-
tigen Massnahmen zu ergreifen, 
um die Neutralität zu erhalten. Wa-
rum braucht es dann noch die Ver-
fassungsinitiative?

Neutralität ist seit 200 Jahren der 
wichtigste aussenpolitische Grund-
satz, der so nicht in der Verfassung 
steht. Historisch war das sinnvoll, 
denn man war der Auffassung, für 
die Aussenpolitik sei allein der Bun-
desrat zuständig, und er sorge für 
die Einhaltung der Neutralität. 
Heute ist das nicht mehr haltbar. 
Der wichtigste Grundsatz verdient 
es, Eingang in die Verfassung zu 
finden. Das ist aber nicht nur Kos-
metik. Wenn nämlich die Grundzü-
ge der Neutralität in der Verfassung 
stehen, dann ist ihre konkrete Um-
setzung der Willkür und der freien 
Interpretation des Bundesrats ent-
zogen. Es existieren dann klare 
Richtlinien. Es ist auch ein Signal 
nach aussen: ein klares Zeichen da-
für, dass wir ein neutrales Land 
sind. Was nach der Übernahme der 
EU-Sanktionen durch den Bundes-
rat vor drei Jahren passiert ist, soll 
nicht mehr vorkommen. Damals er-
klärten sowohl Putin als auch Biden 
in seltener Übereinstimmung, die 
Schweiz sei nicht mehr neutral. 

Hat sich die Politik der Schweiz in 
den letzten Jahrzehnten immer 
weiter von den Grundsätzen der 
Neutralität entfernt?

Die geschichtliche Entwicklung 
ist spannend. Neutralität ist nicht in 
Stein gemeisselt. Die Neutralitäts-
politik muss sich in gewissen Situa-
tionen auch der Macht von Dritt-
staaten beugen. Im Zweiten 
Weltkrieg etwa hielt die Schweiz 
an der Neutralität fest. Trotzdem 
machte die Regierung neutralitäts-
widrige Zugeständnisse an Hitler-

Deutschland, etwa bei der Durch-
fuhr von Kriegsmaterial oder im 
Gold- und Devisenhandel. Solche 
Verletzungen der Neutralität wur-
den im Nachhinein stark kritisiert. 
Zu beachten ist allerdings, dass die 
Schweiz rund herum eingekesselt 
und von den umliegenden Ländern 
abhängig war, um zum Beispiel 
Brennstoff oder Lebensmittel zu er-
halten. 

Auch während des Kalten Kriegs 
hat die Schweiz sich neutral verhal-
ten. Das stiess bei den USA nicht 
auf Gegenliebe. Sie hatten wenig 
Verständnis dafür, dass ein Klein-
staat im «freien Westen» auch ge-
genüber den Grossmächten unab-
hängig und neutral bleiben wollte. 
Sie forderten in einem vertrauli-
chen Abkommen Ausfuhrbe-
schränkungen für kriegsrelevante 
Güter in den Ostblock. Was jetzt im 
Zusammenhang mit dem Ukraine-
Krieg passiert, ist ein völliger Zerfall 
des staatspolitischen Denkens. 
Bundesrat Cassis, der es besser wis-
sen sollte, hat die Neutralität als ei-
nen Sympathieartikel verkauft. 

Was meinen Sie damit?
Die Ukraine ist uns sympathisch, 

sie ist von Russland überfallen wor-
den, da gab es Völkerrechtsverlet-
zungen und so weiter, deshalb sind 
wir jetzt für den «Kleinen». Die Neu-
tralität darf jedoch nicht von einer 
Moral der persönlichen Betroffen-
heit bestimmt werden. Schweizeri-
sche Neutralität ist etwas ganz an-
deres: eine Friedensethik. Sie 
versucht, die eigene Unabhängig-
keit ohne Krieg und ohne Beteili-
gung am Krieg zu bewahren, und 
sie bemüht sich, im Konflikt zwi-
schen Drittstaaten mit ihren Guten 
Diensten Frieden zu vermitteln. Um 
als Vermittler wirken zu können, 
muss man für beide Parteien glaub-
würdig sein. Das hatte Bundesrat 
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Cassis offenbar völlig vergessen.
Die Neutralität ist nicht einfach, 

aber sie ist kein Abseitsstehen der 
Schweiz, im Gegenteil. Seit je leistet 
sie humanitäre Hilfe. Zum Beispiel 
im Deutsch-Französischen Krieg 
1870/71 bei der Internierung der 
geschlagenen französischen Bour-
baki-Armee, das waren über 80 000 
Menschen. Während des Zweiten 
Weltkriegs nahm sie Flüchtlinge 
auf; nach dem Zweiten Weltkrieg 
gab es die sogenannten «Schweizer 
Kinder», Kinder aus Europa, die un-
terernährt waren und zur Erholung 
in die Schweiz kamen, um wieder 
zu Kräften zu kommen. Während 
des Kalten Kriegs, beim Ungarnauf-
stand oder beim Prager Frühling, 
gewährte sie Tausenden von Flücht-
lingen Zuflucht; heute sind es die 
Flüchtenden aus der Ukraine. Damit 
verbindet die schweizerische Neu-
tralitätspolitik seit je Herz und Ver-
stand: Solidarität mit den Kriegsop-
fern beider Seiten, aber keine 
Solidarität mit einer der Regierun-
gen der Kriegsparteien. Diese Un-
terscheidung ist wichtig. Wäre die 
Neutralität zum Beispiel im Ersten 
Weltkrieg als blosser «Sympathiear-
tikel» verstanden worden, dann 
hätte die Deutschschweiz zu den 
Deutschen und die Romandie zu 
Frankreich gehalten. Das Land wäre 
zerrissen worden.

Sehen wir nicht etwas Ähnliches in 
der Ukraine?

Ja, im gewissen Sinne schon. Der 
russischsprachige Teil fühlt sich zu 
Russland zugehörig, der ukrainisch 
sprechende Teil zum Westen. Wäre 
das Land neutral, hätten wir den 
Krieg mit Sicherheit nicht. So wird 
das Land zerrissen. Die Neutralität 
wäre eine Lösung gewesen. Sie 
stand auch in der ukrainischen Ver-
fassung, doch den Artikel hat das 
Parlament 2014 aufgehoben und 
2018 das Ziel einer Nato-Mitglied-
schaft in die Verfassung aufgenom-
men. Die Neutralität der Ukraine 
war ein Aspekt der Verhandlungen 
mit Russland, die kurz nach Beginn 
des Krieges stattfanden. Der We-
sten wollte das aber nicht.  

Die Schweiz ist 1996 der Nato-Un-
terorganisation Partnerschaft für 
den Frieden oder auf Englisch Part-
nership for Peace (PfP) beigetreten, 
die gegründet wurde, um später 

Staaten einmal als Vollmitglieder in 
die Nato aufzunehmen. Hat die 
Schweiz sich unter dem Aspekt der 
Neutralität damit in die falsche Rich-
tung bewegt?

Ende des 20. und zu Beginn des 
21. Jahrhunderts gab es die Vor-
stellung eines grossen Europas zu-
sammen mit Russland. Da verlor die 
Neutralität für manche Politiker an 
Relevanz. Die USA wollten das Zu-
sammenrücken Gesamteuropas 
aber nicht. Geopolitisch empfinden 
sie das als eine Bedrohung, wenn 
Russland und Westeuropa einen 
Block bilden. Das haben die USA 
verhindert. Das ist einer der Gründe 
für die Osterweiterung. 

Aber jetzt zur Frage Nato, PfP 
und Neutralität. Es fügt sich ins geo-
politische Schema, dass es der Nato 
lieb wäre, wenn Österreich und Ir-
land ihre Neutralität aufgeben wür-
den. Auf beide Regierungen kann 
man Druckversuche beobachten. In 
der Schweiz haben wir Druck auch 
von innen, von Personen, die gerne 
eine wichtigere Rolle spielen wol-
len. Sie finden sich im Militärde-
partement, bei Modernisten und 
Internationalisten, auch bei EU- und 
Nato-Anhängern unserer Polit-Eli-
ten. Sie wissen zwar, dass ein Nato-
Beitritt beim Volk keine Chance hät-
te. Aber mit Interoperabilität, 
kollektiver Sicherheit,  und wie die 
Begriffe alle heissen, wollen sie nä-
her an die Nato heranrücken. Mög-
licherweise ist es gar nicht mehr nö-
tig, dass wir der Nato beitreten, 
wenn wir heute schon von den Flie-
gern bis zu den Abwehrraketen in 
der Nato integriert sind. Dieses Vor-
gehen könnte ähnlich ausgehen 
wie mit der EU: Wir sind nicht Mit-
glied, aber wir setzen die Vorschrif-
ten aus Brüssel schneller und ge-
treuer um als manches EU-Mitglied. 

Wozu soll sich die Schweiz der 
Nato (weiter) annähern, und was 
sagt die Verfassung dazu?

Ich kann schon nachvollziehen, 
dass heute manche denken, unsere 
Armee sei stärker unter dem ge-
meinsamen Schirm der Nato. Aber 
unsere Armee hat einen anderen 
Auftrag: die Verteidigung des eige-
nen Territoriums. Die Nato ist heute 
ein kriegerischer Verein und macht 
etwas ganz anderes, als zu verteidi-
gen. Sie interveniert ausserhalb des 
eigenen Territoriums und ohne an-

gegriffen worden zu sein. Das hat 
begonnen mit den Bombardierun-
gen in Ex-Jugoslawien, und dieses 
Vorgehen hat sich vor allem in Af-
ghanistan, dann im Irak und Libyen 
fortgesetzt. Ich möchte gerne wis-
sen, wieviele Schweizer Mütter und 
Väter bereit wären, ihre Söhne und 
Töchter zu einem kriegerischen 
Abenteuer nach Afghanistan zu 
schicken. Wenn wir uns der Nato 
weiter annähern, geben wird den 
Schlüssel für die Sicherheit unseres 
Hauses ab. Wir haben dann keine 
eigene selbstbestimmte Sicherheit 
mehr, sondern eine geborgte. Der 
Schlüssel liegt dann bei der Nato, 
und wir müssen dort das mitma-
chen, was von uns verlangt wird. 
Keine gute Idee. Das tangiert im 
höchsten Masse unsere Neutralität, 
aber auch die Souveränität. Man 
kann nicht beides haben, Neutrali-
tät und Nato, das schliesst sich aus. 

Eine verstärkte Nato-Annäherung 
würde zum Verlust eines zweihun-
dert Jahre alten aussenpolitischen 
Grundsatzes führen. Die Mehrheit 
der Bevölkerung will aber, dass die 
Schweiz ein neutraler Staat bleibt. 

Ja, aber die Neutralität kostet et-
was. Wir sind Teil des westlichen 
Wirtschaftssystems, haben ähnliche 
Kulturen, eine demokratische 
Staatsform, wenn auch in unter-
schiedlicher Ausprägung, und so 
weiter. Wenn wir jetzt sicherheits-
politisch nicht mitmachen, dann 
braucht es Standfestigkeit. Die Nato 
ist der militärische Arm der USA, um 
ihre Vorherrschaft zu perpetuieren. 
Die USA werden versuchen, auf alle 
Länder Druck auszuüben, damit die 
Vorherrschaft erhalten bleibt. Dass 
man davon Abschied nehmen müs-
ste, geht den Menschen nicht so 
schnell in den Kopf. 

Die Schweiz gehört zwar zu Euro-
pa, aber müsste sie nicht längstens 
mit anderen Regionen der Welt en-
ger zusammenarbeiten? 

Europa beheimatet noch etwa 
acht Prozent der Weltbevölkerung 
und 15 Prozent der weltweiten 
Wirtschaftsleistung. Die grossen 
Märkte liegen ausserhalb Europas. 
Aussenwirtschaftlich soll man sich 
darum nicht nur auf den Westen 
ausrichten, sondern wie bisher mit 
allen Ländern gute Beziehungen 
anstreben. Dabei kann die Neutrali-
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tät Vorteile bieten. So war die 
Schweiz eines der ersten westlichen 
Länder, das die Volksrepublik China 
anerkannte – zum Vorteil beider. 
Man kann natürlich einwenden, 
dass das reine «Geschäftlimacherei» 
sei, wie wir in der Schweiz sagen. 
Ich bestreite das. Eine faire Aussen-
wirtschaftspolitik nimmt Rücksicht 
auf die Interessen von Entwick-
lungsländern und bietet faire Han-
delsbeziehungen, die zur Selbstän-
digkeit führen. Solche Forderungen 
– wie wir sie zum Beispiel in der 
Konzernverantungsinitiative sehen 
– werden künftig immer wichtiger. 
Faire Aussenhandelspolitik hilft bei-
den Teilen,  den Entwicklungslän-
dern wie auch dem eigenen Land. 
Es ist aber nicht nur eine wirtschaft-
liche Frage, sondern eine Frage des 
Verhaltens gegenüber anderen, 
uns fremden Kulturen. Neutralität 
hilft, diese zu verstehen und ihnen 
mit Respekt zu begegnen.  

Die Schweiz wird immer mal wie-
der gerügt, dass sie nur auf ihren 
Vorteil bedacht sei …

Ja, ja, Rosinenpicker. Aber letzt-
lich ist jedes Land ein Rosinenpic-
ker. Es gibt EU-Kritiker, die sagen, es 
gebe keine EU, sondern es seien 
nur Mitglieder, die alle auf ihr eige-
nes Interesse schauen. Das ist legi-
tim, aber es bedeutet auch, dass 
die EU nicht das ist, was sie zu sein 
vorgibt. Die Behauptung, die Neu-
tralität sei nur für die Reichen und 
um grosse Geschäfte zu machen, 
ist Unsinn. Mag sein, dass einige 
das ausnutzen. Aber es ist ein kapi-
taler Fehlschluss zu glauben, ohne 
Neutralität gäbe es weniger einsei-
tige Profit-Geschäfte. Man muss ja 
nur beobachten, wie weltweit die 
Schere der Einkommen und Ver-
mögen zwischen den Wohlhaben-
den und den «Habenichtsen» im-
mer grösser wird. 

Die Gegner der Initiative wollen die 
Neutralität am liebsten negieren 
und argumentieren, dass unter den 
EU-Staaten kein Krieg mehr geführt 
werde und daher die Neutralität 
obsolet sei. 

Die Neutralität muss man in der 
geopolitischen Entwicklung be-
trachten, auch wenn es immer wie-
der heisst, die Neutralität der 
Schweiz sei nur für Europa relevant. 
Da muss man dringend umdenken. 

Nicht nur liegen die grossen Märkte 
ausserhalb Europas, auch die geo-
politische Vorherrschaft der USA 
wird eines Tages zu Ende sein. Unse-
re Neutralität muss daher global 
verstanden werden. Das heisst: 
glaubwürdig gegenüber allen Län-
dern, Entwicklungsländern, aber 
auch gegenüber autoritären Staa-
ten oder Ländern, die andere Wert-
vorstellungen haben wie zum Bei-
spiel der Iran. Neutralität darf sich, 
wie erwähnt, nicht von der Sympa-
thie leiten lassen. Was zählt, ist al-
lein die Glaubwürdigkeit. Wenn 
man aber nicht mit gleicher Elle 
misst wie zum Beispiel bei Russland 
und Israel oder gegenüber den 
zahllosen Völkerrechtsverletzungen 
der USA, dann sehen wir, dass man 
sich relativ feige gegenüber der 
Macht verhält. Die Uno-Charta und 
das Gewaltverbot verlangen dage-
gen, dass man Völkerrechtsverlet-
zungen mit gleicher Elle misst. Das 
heisst nicht, dass die Schweiz in der 
Uno bei jeder Völkerrechtsverlet-
zung aufstehen muss, um das anzu-
prangern, aber sie muss es bei den 
schwerwiegenden Fällen – und das 
ist wichtig – gegenüber allen Staa-
ten tun. Mit anderen Worten: nicht 
gegen alles, aber gegen alle Seiten. 
Wenn man sieht, was Israel im Ga-
za-Streifen macht, ist das Schwei-
gen des Bundesrats unglaublich. 

Wie muss sich eine neutrale 
Schweiz bei Sanktionen verhalten?

Die Initiative sagt, dass wir keine 
wirtschaftlichen Sanktionen von 
anderen Ländern oder der EU un-
terstützen, sondern nur noch dieje-
nigen der Uno. Das bedeutet eine 
Einschränkung der Befolgung in-
ternationaler Sanktionen. Das ist 
eine gewollte Einschränkung in der 
Aussenpolitik, und die ist sinnvoll. 
Im Moment unterstützt die Schweiz 
27 Sanktionen, 13 davon sind von 
der Uno erlassen und 14 hat die EU 
verhängt. Heute leben wir in einer 
Welt der Sanktionitis. Es gibt Hun-
derte von Sanktionen. Durch Sank-
tionen sterben pro Jahr über eine 
halbe Million Menschen. Man stelle 
sich das vor: Das übersteigt die Zahl 
der jährlichen Kriegsopfer. Sanktio-
nen sind ein Kriegs- und kein Frie-
densinstrument. 

In der Literatur gibt es fünf Punk-
te, die die fragwürdigen Wirkun-
gen von Sanktionen beschreiben. 

1.	 Sie treffen nicht die Regierun-
gen, sondern das einfache Volk.

2.	 Sie führen nicht selten zu einer 
Solidarisierung des Volks mit 
seiner Regierung wie beispiels-
weise in Kuba.

3.	 Das Hauptziel von Sanktionen, 
nämlich ein «Regime change», 
wird selten erreicht.

4.	 Sanktionen verlängern den 
Konflikt und erschweren seine 
friedliche Beilegung.

5.	 Zu oft stützen sich Sanktionen 
nicht auf das internationale 
Recht, sondern auf das Recht 
des Stärkeren.

Was die Schweiz verhindern muss, 
sind die Umgehungsgeschäfte. Des 
weiteren bleibt sie frei, selbst Sank-
tionen zu erlassen. Als Neutraler 
sollte sie das aber nur in Extremfäl-
len tun und die Wirkungen sorgfäl-
tig abwägen. 

Was wäre die Schweiz ohne Neu-
tralität?

Nicht umsonst hat Sergej Law-
row die Schweiz nach Übernahme 
der Russland-Sanktionen als einen 
unfreundlichen Staat bezeichnet 
und damit eine Absage für mögli-
che Friedensverhandlungen erteilt. 
Die Schweiz könnte also ihre Positi-
on als glaubwürdiger Vermittler in 
vielen internationalen Konflikten 
verlieren.

Und innenpolitisch? Es gibt Men-
schen, die sagen, die Neutralität sei 
in der DNA der Schweiz «genetisch 
verankert». Ich würde nicht so weit 
gehen, aber sie ist anerkannt, ist 
plausibel und wird von einem über-
wiegenden Teil der Bevölkerung 
befürwortert. Was wären wir ohne 
Neutralität? Ein Uhrenland, ein 
Bankenland, ein Schoki- oder Käse-
land, ein Heidiland oder ein Touris-
musland? Was wir oft unterschät-
zen: Die  Neutralität bildet eine 
wichtige Klammer für die Zusam-
mengehörigkeit der Menschen ver-
schiedener Sprachen, Regionen 
und Kulturen in unserem Land. Die-
ser Zusammenhalt bröckelt. Doch 
Neutralität hilft, ihn symbolisch 
und emotional zu erhalten. Ich 
möchte darum als Schweizer nicht 
auf die Neutralität verzichten.

Herr Professor Linder, ich danke Ih-
nen für das Gespräch.

Interview Thomas Kaiser


